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Die Abwrackaktion der Binnenschiffahrt 
- Antikritisches zu einer verfehlten Kritik 

VON DIETER WULF, BONN 

;;k~em i~ dies.e~ Heft ve:öffentlichten Beitrag von Professor Dr. Walter Hamm K 1 
mei~:% A~fazltatsabbau In der deutschen Binnenschiffahrt" wird massive Kritik ~~ 

. h .. b. satz "Dle AbwrackaktlOn der deutschen Binnenschiffahrt" geübt in d . h 
mlC , u ngens nur ~m ~ande, mit einigen Feststellungen Hamms in dessen Aufsa em lC 
?er Abwrackfonds fur Bmnenschiffe noch zeitgemäß?"l) . d t~ "Ist 

~: ~~~~d~:~:~r~j e::~:e~~~ ~:; ~7:t~!~:g~u~~ü~:u~n :;::~:~t :;f~~:~::~:~~:t~oe~ 
aktlOn als gesamtwirtschaftlich negativ verurteilt. g u wIderlegen, dIe Abwrack-

~~c~a!~r~:~r ;~~~~h~~:e~~i~~i~ft~:h~e~C~o~bg~~:~~~ a~:ßdii~hKri~ikh l!amI ms reagieren soll. 
und . d äff . ' mlc 1m nteresse der Sache 

. um m er enthchkeit kein falsches Bild über die Ab k k . .. 
hmaus über die Binnenschiffahrtspolitik aufkom 1 wrac a tlOn und d~ruber-
führungen Hamms in den wesentlichen Punkten ri~~~ ~~ s~;~~e:. veranlaßt sehe, dIe Aus-

1. Die Ansicht von Walter Hamm, daß die Ab k· . . 
wirtschaftlich nachteilige Folgen hat ist h w:ac akti~n der B.~nnenschlffahrt gesamt-
"amtliche Vorstellungen" die im ~egel~a~~ el~nle vkor nllclht ?egrundet. per Hinweis auf 
bb 1 ' en arte artig organisierten K . .. 

a au a s gesamtwirtschaftlich nicht vertretb d .. . apazltats-
geht fehl; denn es ist ·a derselbe Sta ar 0 er. sogar schadh~h erscheinen lassen, 

fahrt gesetzlich gereg;lt hat und bis ~:~~:~e~h:;~s~~:~b~r~~~:;:lOhn d~r Binnenschiff-
die SltuatlOn der Binnenschiffahrt in der Mitt d h . t at er Gesetzgeber 
und hinsichtlich wirtschaftlich schädlicher Auswie k er sec zIger Jahre al.s so schwierig 
als so bedenklich angesehen daß b h

r 
ungen, .. u .. a. auch auf dIe Bundesbahn, 

, er sonst este ende moghch V b h 1 . 
organisierten Kapazitätsabbau zurückgestellt hat. In der amtlicheen ~r e .. adte gegen emen 
des Gesetzes üb r d br h . egrun ung zu § 32 a 
heißt es d ; ß en g~wer lC .en Bmnenschiffsverkehr (Bundestagsdrucksache V /2494) 

und desha~~U~bgaew~~c~~t~e~~f:~c~erßS~.iffsra~m .,,~icht a~f dem Markt verbleiben darf 
notwendig" In äh r h W· h u. lerzu 1st Je och wIederum die Hilfe des Staates 

. n lC er else at der damalige Bund k h .. 
"V ~rkehrspolitischen Programm für die Jahre 1968 b~:v~~7e2 ,~sml:ll.~ter dLeßbedr. in s.einem 
schiffahrt nicht in d L .. h . er art, a le Bmnen­
freien. Offensichtlic~r ag; se~ .Sl~ aus eIgener Kraft aus d.ieser schwierigen Lage zu be-

tungsaktion entstehen~~r S~~ .. ~e l~~~~ge d~s un~~:lassens em~r organisierten Verschrot­

gen der staatlichen organisatio~ ~~s ;ape:z~tl~~:~cb:~:~ als etwaIge nachteilige Auswirkun-
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Im übrigen hat Hamm selbst in dem eingangs erwähnten Aufsatz "Ist der Abwrackfonds 
für Binnenschiffe noch zeitgemäß?" darauf hingewiesen, daß im Jahre 1968 in der Bin­
nenschiffahrt insofern eine andere Lage gegenüber anderen Wirtschaftszweigen bestand, 
"als es sich nicht um ein konjunkturbedingtes, also vorübergehendes Überangebot an 
Tonnage, sondern um eine strukturelle Überkapazität handelte". Er spricht hier von 
Sonderproblemen, "die soziale Maßnahmen und Hilfen zur beruflichen Umorientierung 
von Kleinunternehmen in diesem Wirtschaftszweig für vertretbar und richtig erscheinen 
ließen". Warum dann jetzt die prinzipielle massive Ablehnung der Abwrackaktion unter 

Hinweis auf angeblich gesamtwirtschaftlich nachteilige Folgen? 

2. Hamm hat in dem genannten Aufsatz weiter behauptet, daß infolge der Abwrack­
aktion das Investitionsrisiko sinke und deshalb eine Tendenz zur Verschwendung knap­
per Ressourcen bestehe und das Entstehen von Überkapazitäten begünstigt werde. Ich 
habe einen solchen Zusammenhang bestritten. Wenn er bestehen würde, hätte durch die 
Abwrackaktion die Kapazität der deutschen Binnenflotte nicht verringert werden kqnnen. 
Die wesentlichen Motive für Investitionen in der Binnenschiffahrt sind neben der allge­
meinen Erwartung, die neuen Produktionsmittel während ihrer Lebenszeit gewinnbrin­
gend einsetzen zu können, die temporäre Verknappung von Schiffsraum in Zeiten guter 
Konjunktur und daraus resultierender guter Erlöse gewesen. So sind in den Jahren 1970 
bis 1973 und 1978 bis 1980 deutliche Investitionsschübe zu erkennen. Hinzu kam im 
Falle der Schubschiffahrt der außerordentliche Rationalisierungsfortschritt in Form der 
Einsparung von Personalkosten und relativ billiger Transportgefäße. Ein Einfluß der Ab-

wrackaktion wird dabei nicht erkennbar. 
Jetzt wirft mir Hamm vor, ich hätte "ein vereinfachtes Modell unternehmerischen ln­
vestitionsverhaltens" unterstellt. Ein monokausaler Zusammenhang zwischen Abwrack­
aktion und Investitionsverhalten läge nicht vor; niemand hätte dies auch behauptet. Viel­
mehr ginge "ein großer Komplex von Fakten, Erwartungen und damit zusammenhängen­
den Risiken in unternehmerische Investitionsrechnungen ein". Hamm hat aber selbst ei­
nen solchen monokausalen Zusammenhang hergestellt. Er sagt in seinem bereits zitierten 
früheren Aufsatz (S. 111): "Das Investitionsrisiko wird ... dadurch gesenkt, daß für ver­
altete Schiffe Preise oberhalb des Schrottwertes gesichert sind. Die günstigen Verkaufs­
erlöse für Alttonnage wirken wie eine Verbilligung für neue Schiffe". Auf diese Behaup­
tung bezog sich meine Kritik. Wenn Hamm mir in diesem Zusammenhang vorwirft, 
meine Schlußfolgerung, daß durch die Abwrackaktion keine gesamtwirtschaftlich nach­
teiligen Folgen entstehen, sei nicht logisch zwingend, dann muß sich Hamm aber auch 
fragen lassen, ob seine Schlußfolgerung, daß doch solche Schäden bewirkt werden, zwin-

gender ist. Ein konkreter Beweis wird nicht vorgelegt. 
Selbst wenn man Hamm zustimmen würde, daß über dem Schrottwert und dem Preis für 
gebrauchte Schiffe liegende Abwrackprämien die Investition verbilligen - man kennt dies 
ja vom Autohandel, wenn der Händler beim Kauf eines neuen Wagens den alten zum er­
höhten Preis in Zahlung nimmt -, dann kann sich dies nur auf ein und dasselbe Unter­
nehmen beziehen, das ein altes Schiff verschrottet und ein neues bauen läßt. Eine solche 
Reinvestition der Abwrackprämie ist aber durch § 32 b BSchVG verboten. Zwar gibt es 
Möglichkeiten, das Verbot zu umgehen; doch ist dies stets mit hinderlichen Umständen 
verbunden, und man läuft Gefahr, daß man die Prämie zurückzahlen muß. Dieser Fall hat 
deshalb praktisch keine ins Gewicht fallende Bedeutung erlangt. Ist aber dennoch das Ver-
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bot mit Erfolg umgangen worden, ist damit immer noch nicht bewiesen, daß die Abwrack­
prämie Anlaß oder zumindest ein wesentlicher Impuls für einen Neubau gewesen ist, und 
darauf kommt es hier allein an. Im übrigen hat von der Abwrackaktion ganz überwiegend 
die Partikulierschiffahrt Gebrauch gemacht. Etwa 80 % der verschrotteten Schiffe sind 
Partikulierschiffe. Doch die Partikulierschiffahrt hat während der Laufzeit der Abwrack­
aktion, von einigen wenigen Fällen abgesehen, keine Investitionen in neuen Schiffen vor­
genommen. 

Hamm führt weiter aus, ich hätte mich nicht mit der wichtigen Frage befaßt, daß ein Teil 
des Investitionsrisikos kollektiv getragen und daß dadurch das Investitionsvolumen eben­
falls beeinflußt und möglicherweise -mehr als wirtschaftlich vertretbar investiert werde. 
Er weist in diesem Zusammenhang auf andere Wirtschaftszweige hin, in denen durch eine 
"Sozialisierung der Verantwortung" Fehlinvestitionen begünstigt worden seien. Auch 
dieser Hinweis zielt wieder darauf ab, daß in der Binnenschiffahrt wegen der Abwrack­
aktion falsch investiert und das Entstehen von Überkapazität begünstigt worden sei. Die 
strukturelle Überkapazität ist jedoch, wie Hamm selbst in seinem erwähnten Aufsatz 
betont hat, der Anlaß für die Abwrackaktion gewesen und nicht die Folge. Die Abwrack­
aktion hat ganz klar einen Abbau der Überkapazität bewirkt. Die Kapazität der deutschen 
Binnenflotte ist von 4,7 Mio. t am 1. 1. 1969 auf 3,6 Mio. t am 1. 1. 1982 zurückgegan­
gen. Diese Tatsache müßte doch hinreichend erklären, daß die Abwrackaktion nicht zu 
einem der Marktentwicklung zuwiderlaufenden Fehlverhalten bei den Investitionen ge­
führt hat. 

Wenn Hamm jedoch daran festhält, daß die Beseitigung einer bestehenden Überkapazität 
durch das organisierte Verschrotten das Investitionsverhalten expansiv beeinflußt, weil 
sich die Beschäftigungssituation verbessert, dann darf doch die Frage gestellt werden, ob 
das Investitionsverhalten bei einer durch den Markt herbeigeführten Aussonderung nicht 
mehr benötigten Schiffsraums wesentlich anders sein würde. Die Abwrackaktion soll 
doch nur das bewirken, was der Markt allein von sich aus nicht schafft. 

3. Hamm kritisiert ferner meine Aussage, daß "zu keiner Zeit Schrottwerte plus Abwrack­
prämien höher gewesen sind als die Marktpreise für gebrauchte Schiffe". Diese Aussage 
ist zweifellos zu allgemein formuliert gewesen. Präziser wäre gewesen, vom durchschnitt­
lichen Niveau der Marktpreise für gebrauchte Schiffe zu sprechen, weil der Begriff des 
Durchschnitts Abweichungen beinhaltet. Schiffe, die abgewrackt wurden, haben un­
zweifelhaft nicht immer den Durchschnittswert verkaufter Schiffe gehabt. Daß ich 
durch die andere, zu wenig präzise Formulierung aber keineswegs ein unrationales Ver­
halten der Schiffahrtsunternehmen beschreiben wollte, darf man mir wohl unterstellen. 
Selbstverständlich haben die Unternehmer die vorteilhafteste Möglichkeit gewählt, was 
allerdings nicht ausschließt, daß es auch Fälle geben mag, in denen das Abwracken _ aus 
welchen Gründen auch immer - dem Verkauf vorgezogen wurde. Man muß ja Käufer 
suchen, und das kann mit zusätzlichem Aufwand und Zeitverlust verbunden sein. 

Wie ist denn bei der Bemessung der Abwrackprämien vorgegangen worden? Man war 
sich darüber klar, daß ein Anreiz notwendig war, um Schiffe aus dem Angebot zu ent­
fernen. Man hat deshalb die Prämie am durchschnittlichen Marktpreis für gebrauchte 
Schiffe ausgerichtet, nicht darüber! Aber es gab auch Schiffe, die, weil kaum verkäuf­
lich, nicht angeboten wurden, deren Preise deshalb nicht den "durchschnittlichen" 
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. allem kleine Motorschiffe und auf dem Markt wenig 
Preis beemflussen konnten, vor . d d . ster Linie abgewrackt und nicht ver-

f K'h Diese Fahrzeuge sm ann m er , d 
ge ragte a neo ' .. ß der verschrotteten Motorschiffe betrug m en 
kauft worden. Die Durchschmtt~gro. elf "ber 500 t Die Durchschnitts-

d Ak ' 300 t· SIe stleg dann angsam au u , 
ersten Jahren er tlon , f 800 bis 900 t später 900 

k f Motorschiffe betrug dagegen an angs , 
größe der ver au ten " I . h lehe Größendifferenzen feststellen. Das 
bi~ 1000 t. ,Aucbh beikde~ ~a~~;ndi:~:;ß~~~n s~ahrzeuge zu niedrig und für die kleinen zeIgt, daß dIe A wrac pramle . . 
höher gewesen ist als der beim Verkauf zu erzIelende PreIS. 

. ,, ' n 50 9i der Abwrack-h b' 1974 die staatlIche Zusatzpramle vo 0 

Hinzu kam dann noc ~s ,, ', doch an strenge Auflagen gebunden. . 0 ' G "h ung dIeser Zusatzpramle war Je h ' 
prämIe. Ie ewa ~ ..' . bezahlt werden, die aus dem Markt aussc Ie-
Sie durfte nur an m~ttelstandIs~he. ~~;~I\;d~oht war. Es war also kein allgemeiner Zu­
den oder deren EXIstenz, nac welS 1 ' wie man den Ausführungen Hamms 
schuß aus öffentlichen MItt,eln zur.Ab':.ra~kakt,lOn,. vom Staat auch in anderen Fß.llen 

ß dern eIne SozIalpramie, WIe SIe . entnehme~ mu , son , , ). Diese Zusatzprämie hat die Binnenschiffahrt 
bezahlt WIrd (Umschulungsbeihllflen d

U
'
sw

. G erbe finanzierte Abwrackaktion unbe-
i verlan t. Aber der Staat wol te Ie vom ew, " 

~i~ t durc~ eine zusätzliche, von ihm finanzierte SozIalregelung erganzen. . 

g ., " h 'ff . ihrer ersten Festsetzung mcht mehr ver-
Die Abwrackprämle 1St ~ur trock:.~; Sc. 1 e. seltzweimalige Anpassung an das Niveau der 
ändert worden. Nur bel Tanksc 1 en 1St 'lelh~e d Abbau der Überkapazität zu zögernd 

. en worden weller er . 
Verkaufspreise vorgenomm. 'k 1 rreicht wird Trockene MotorschIffe ' d d h V käufe keme Mar tent astung e . . 
verlIef un urc er . . 1 b kt wurden erzielen nur eine PrämIe von d K"h d G öße WIe SIe zu etzt a gewrac, . h h' 
un a ne er r , b " r h Verschrottungskosten. Es fragt SIC Ier 
kaum 35.000 DM plus Schrott~ert akzu

g
f 

IC, "bersteigt Dennoch war die Zahl der 
b d' P '" och dIe Ver au sprelse u . 

wirklich, 0 Ie ramIe n" , ,. . e enwart hinein abgewrackten Schiffe immer 
nach Fortfall der Zusatzpramle bIS In dIeSGh?ff "lich 757 gegenüber 521. Aber weil 

h h"h 1 d' Zahl der verkauften c 1 e, nam , ,,' 
noc 0, er, a s Ie , ' d beabsichtigt das Bundesverkehrsministerium, dIe Pramle 
der AnreIZ Immer genn?er WIr ~ 11 . Preisentwicklung anzupassen, weil sonst das 
für Trockenschiffe e?dhch, an dI~ ~ gememe

Üb 
kapazität, zunehmend verfehlt würde. 

Ziel der AbwrackaktlOn, dIe BeseItIgung von er " . " 

. "n liche Aussa e über das Verhaltn!s Abwrackpra-
Ich darf annehmen, d~ß ~eme u,rs,pru ß daß d:mit auch die kritischen, mir falsche 
mien/Verkaufspreise hIermIt kOrrIgIert 1St, s~ terstellenden Bemerkungen Hamms 
Annahmen über das Verhalten der Unterne men un 
gegenstandslos geworden sind. .. . 

, lich überhöhte Preise" den naturlIchen Ausleseprozeß 
4. Hamm sagt weIter, daß "st~at p' ch veraltete Schiffe noch kostendeckend 
verhindern, weil zu den ü~erhö ten rekIse~) au I h habe dazu dem Sinne nach ausgeführt, 

' , d a statt dIese abzuwrac en . c d 
eInzusetzen sm , n r M kt rechen könnte daß vielmehr 4/5 es 
daß man nicht von einem total regu.Iehrtenp ,ar slP ist Ich hab'e mich dabei auf eine 

. h 'ff' kt frei von staathc er reisrege ung . . 
Bmnensc 1 smar es h . . Hau++bezogen Wenn unter dIesen Um-.. d b' h ' Bundesverke rsmmisters JJ' . 
Außerung es IS er~gen ahre eine erhebliche Überkapazität entstanden seI, 
ständen dennoch MI~~e der 60er J. liche Preisre elung. Ich habe diese Ursachen 
müßte dies andere Grunde haben als dIe staa~ " blemg der Binnenschiffahrt" in dieser 
im einzelnen in meinem Aufsatz "Das Kapazitatspro _ 
Zeitschrift (Heft 3/1979, s. 139) aufgeführt. 

Ist der Abwrackfonds für Binnenschiffe noch zeitgemäß? a.a.O., S. 111. 2) Hamm, w., 

.., 
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Hamm meint dazu, daß es nicht zulässig sei, vom gesamten Verkehr auszugehen, an dem 
auch Ausländer stark beteiligt seien. Man müsse vielmehr eine Marktabgrenzung vorneh­
men und die Betrachtung auf die deutsche Schiffahrtbeschränken. Ich hätte "darauf ver­
weisen müssen, daß der überwiegende Teil des grenzüberschreitenden Verkehrs auf aus­
ländische Unternehmen entfällt". Hamm nennt dann einige Zahlen, offenbar um diesen 
Nachweis zu führen. Aber diese Zahlen beziehen sich gar nicht auf den grenzüberschrei­
tenden Verkehr, sondern auf den Verkehr auf deutschen Wasserstraßen (23,7 Mrd. tkm 
ausländische Schiffe , 27,7 Mrd. tkm deutsche Schiffe). Sie enthalten zwar Leistungen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs zu staatlich nicht reglementierten Preisen, aber auch 
Leistungen des innerdeutschen Verkehrs, der der staatlich kontrollierten Frachtenbildung 
unterliegt. Daß der überwiegende Teil des grenzüberschreitenden Verkehrs auf ausländi­
sche Schiffe entfällt, läßt sich deshalb mit diesen Zahlen nicht beweisen. 

Dann folgt ein weiterer Fehler. Hamm führt aus, daß die Leistungen deutscher Schiffe 
im Ausland nur 7,9 Mrd. tkm erreichen, und schließt daraus, daß der grenzüberschreiten­
de Verkehr für deutsche Binnenschiffahrtsunternehmer keineswegs die überragende Be­
deutung hat, die meinen Ausführungen entnommen werden könnte. Es ist aber falsch, 
zur Darstellung des grenzüberschreitenden Verkehrs deutscher Schiffe nur deren im Aus­
land erbrachte Leistungen anzuftihren; denn diese Schiffe haben auch, wenn sie über die 
Grenzen fahren, im Inland Leistungen vollbracht, die nicht unter die reglementierten 
Frachten fallen. Diese Leistungen sind in den genannten 27,7 Mrd. tkm enthalten. Die 
Schlußfolgerung, die Hamm aus den von ihm genannten Zahlen zieht, nämlich daß der 
grenzüberschreitende Verkehr für die deutschen Schiffahrtsunternehmen keine überra­
gende Bedeutung hat, ist daher unzutreffend. Wenn man ein statistisch richtiges Verhält­
nis der von deutschen Schiffen in den beiden Hauptverkehrsbeziehungen erbrachten 
Leistungen herstellen will, muß man von den 27,7 Mrd. tkm die im grenzüberschreiten­
den Verkehr auf Bundesgebiet vollzogenen Leistungen abziehen, diese den 7,9 Mrd. tkm 
zuschlagen und den auf diese Weise erhaltenen Wert dem von den 27,7 Mrd. tkm verblei­
benden Rest gegenüberstellen. Dann ergibt sich folgende Rechnung: 

Verkehr deutscher Schiffe innerhalb 
des Bundesgebietes (1981) 13 648,4 Mrd. tkm 

grenzüberschreitender Verkehr deutscher 
Schiffe, einschl. Durchgangsverkehr und 
Verkehr mit der DDR (1981) 

Von deutschen Schiffen im Ausland 
erbrachte Leistungen (1981) 

Grenzüberschreitender Verkehr zusammen 

13 197,2 Mrd. tkm 

+ 7 727,8 Mrd. tkm 

20925,0 Mrd. tkm 

Das Verhältnis grenzüberschreitenderlinnerdeutscher Verkehr lautet daher 60,5 : 39,5. 

Ein Indiz für die größere Bedeutung des grenzüberschreitenden Verkehrs ist auch die 
Entwicklung der beiden Verkehrsbeziehungen im letzten Jahrzehnt. Von 1970 bis 1981 
hat der innerdeutsche Verkehr um 25,4 % abgenommen; der grenzüberschreitende Ver­
kehr ist dagegen um 12,6 % gestiegen. Betrug das Verhältnis innerdeutscher/grenzüber­
schreitender Verkehr 1970 noch 42,7 : 57,3, so hat es sich 1981 auf 33 : 67 verschoben. 
An dieser Entwicklung des Gesamtverkehrs hat auch die deutsche Schiffahrt teilgehabt. 
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Wenn Hamm des weiteren vom "zum Teil" gegen ausländische Konkurrenz abgesicherten 
innerdeutschen Verkehr spricht, dann wird wiederum der Eindruck erweckt, als habe der 
damit beschriebene Sachverhalt erhebliches Gewicht. Auch dies stimmt mit der Wirklich­
keit nicht überein. Im gesamten Rheingebiet einschließlich der Ruhrgebietskanäle bis 
Dortmund/Hamm können ausländische Schiffe auf Grund des Außenwirtschaftsgesetzes 
bzw. der Außenwirtschaftsverordnung frei am innerdeutschen Verkehr teilnehmen. Hier 
sind die deutschen Schiffe voll dem Wettbewerb ausländischer Schiffe ausgesetzt. Aber 
auch der im nordwestdeutschen Kanalgebiet östlich Dortmund/Hamm bestehende Kabo­
tagevorbehalt für deutsche Schiffe ist durchbrochen .. Hi~r können niederländische Tank­
schiffe auf Grund des deutsch-niederländischen RestItutIOnsabkommens von 1950 eben­
falls frei Güter zwischen deutschen Häfen befördern , und andere Schiffe können dies mit 
Genehmigungen der zuständigen Behörden, die bei ausgeglichener Marktlage und erst 
recht bei knappem Angebot an Schiffsraum bereitwilligst erteilt werden. 

Da auf das Rheingebiet einschließlich der westdeutschen Kanäle der ganz überwiegende 
Verkehr entfällt, nämlich 70 bis 80 % des Gesamtverkehrs auf Bundeswasserstraßen: und 
die niederländischen Tankschiffe frei und andere ausländische Schiffe mit GenehmIgung 
Transporte im Kabotagegebiet durchführen dürfen, ist es unkorrekt, nur von "zum Teil" 
zu sprechen. Sicher ist es nur ein Teil, aber gemessen am Markt .oder dem Ladu~gs~uf­
kommen ist dies der weit geringere Teil. Nicht umsonst fordert dIe deutsche Parttkuher­
schiffahrt eine Beschränkung der Kabotagefreiheit, um vom Wettbewerb der auf den 
deutschen Markt drückenden niederländischen Überkapazität entlastet zu werden. 

Für die Verhaltensweise der "weitaus meisten" deutschen Unternehmer ist deshalb der 
innerdeutsche Verkehr nicht so entscheidend, wie Hamm meint. Wenn dies tatsächlich 
der Fall wäre, dann müßten vor allem die Partikuliere, die überwiegend im innerd.eutschen 
Verkehr tätig sind, auf Grund der "staatlich überhöhten Preise" und des an.gebhch gegen 
ausländischen Wettbewerb abgeschirmten innerdeutschen Marktes am me,Isten un~. am 
Markt vorbei investieren und nicht die Reedereien, deren Schwerpunkt 1m grenzuber­
schreitenden Verkehr liegt. Die Wirklichkeit ist and,ers. I~vestiert in ne~en. Schi~fen, dies 
sei nochmals gesagt, haben in der gesamten NachknegszeIt fast ausschhet1hch dIe Reede­
reien und nicht die Partikuliere. 

Meine Behauptung, daß es sich bei den Margenfrachten um ein~ nahezu freie Prei~bil­
dung handelt, bezog sich vor allem auf die Margenfrachten mIt große!! Spannw~Iten 
(- 35 % bzw. 25 % bis +7 %). Die Untergrenze dieser Margenfrachten wurde auf dem NIveau 
der freien Frachten im parallel verlaufenden grenzüberschreitenden Verke~r festgelegt, 
um dem innerdeutschen Verkehr den Wettbewerb mit dem grenzüberschreItenden Ver­
kehr zu ermöglichen. Die starke Absenkung nach unten ist der zur Zeit .der Festlegung 
herrschenden außerordentlich schlechten Konjunkturlage zuzuschreIben. Insofern 
dürften diese Margenfrachten echte Wettbewerbspreise sein. Die ef~ektiv.en F:achten lagen 
später innerhalb der Marge. Auch sind längerfristige Verträge. mIt PreIsen mnerhal~ der 
Marge und nicht an der Untergrenze abgeschlossen. worden. DI~se Margenfrachten bI~den 
zwar der Zahl nach eine Ausnahme, aber der zu Ihnen abgewIckelte Verkehr hat emen 
nicht unerheblichen Umfang. Er erreicht nach sehr vorsichtigen statistischen Ermittlun­
gen 7 bis 8 % des gesamten innerdeutschen Verkehr~, und auf di.~ Größe .des Marktes 
kommt es bei der Beurteilung allein an. Zusammen mIt dem grenzuberschreitenden Ver-
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kehr beträgt somit der Freiheitsraum für die deutsche Schiffahrt annähernd 70 % des 
Gesamtverkehrs deutscher Schiffe, nicht eingerechnet die Margenfrachten mit geringeren 
Spannen. 

Im übrigen ist es unkorrekt, von "staatlich überhöhten Preisen" im innerdeutschen Ver­
kehr zu sprechen. Diese Formulierung muß den Eindruck erwecken, als ob der Staat die 
Höhe der Beförderungsentgelte bestimmt. Das trifft aber nicht zu. Die Bildung der 
Frachten geschieht bekanntlich in Frachtenausschüssen, in denen Anbieter und Nach­
frager, Schiffahrttreibende und Verlader, in gleicher Zahl und mit gleicher Stimme ver­
treten sind. Es handelt sich gleichsam um repräsentative Märkte, in denen die Preise zu­
standekommen. Nicht umsonst heißt es deshalb in § 27 c BSchVG, daß die von Frachten­
ausschüssen beschlossenen Entgelte als marktgerecht gelten. Sie bedürfen gemäß der Be­
gründung zu diesem Gesetz (Bundestagsdrucksache V /2494 zu Artikel 1 Nr. 10) inso­
weit nicht der Nachprüfung durch den Staat. Dem Bundesverkehrsminister steht es ledig­
lich zu, die Beschlüsse durch Rechtsverordnung für verbindlich zu erklären und zu publi­
zieren. Entgelte aufheben oder selbst festsetzen kann er nur aus Gründen des allgemeinen 
Wohls oder wenn ein Frachtenausschuß kein Entgelt beschließt. Unter diesen Umständen 
von "staatlich überhöhten Preisen" zu sprechen, bedeutet, daß dem Staat eine Rolle zu­
gewiesen wird, die er gar nicht spielt. 

Daß das Bundesverkehrsministerium diese Art der Preisbildung als am Markt orientiert 
ansieht, läßt sich an dem Versuch ablesen, dieses Verfahren der Preisbildung auch im 
Straßengüterfernverkehr einzuführen. Die Verlader sollen zu diesem Zweck in der Tarif­
kommission, wo sie gegenwärtig nur eine beratende Funktion haben, den Verkehrsunter­
nehmern mit Sitz und Stimme gleichgestellt werden. Vom Straßenverkehr - und bezeich­
nenderweise auch von der Bundesbahn - wird gegen diese Absicht heftig protestiert, 
weil man fürchtet, daß bei dieser "Marktorientierung" die Tarife fallen würden. 

Was die Binnenschiffahrt veranlaßt, an dieser Art der Frachtenbildung festzuhalten, ist 
die Stabilität der Beförderungsentgelte über einen längeren Zeitraum hinweg. Aus dem 
gleichen Grunde werden ja im grenzüberschreitenden Verkehr längerfristige Verträge ab­
geschlossen, so daß . der täglichen Preisschwankungen unterliegende Markt im grenzüber­
schreitenden Verkehr nur etwa 20 % des Gesamtverkehrs umfaßt (sog. Tagesfrachten). 
Auch wesentliche Teile der Verladerschaft wünschen eine solche Stabilität der Beför­
derungspreise, weil sie diese der Preiskalkulation ihrer Produkte zugrundelegen. 

Aus alledem folgt, daß die Marktabgrenzung zwischen grenzüberschreitendem und inner­
deutschem Verkehr nicht das Ergebnis hat, das sich Hamm vorstellt. Da sie im Zusammen­
hang mit der Abwrackaktion aufgeworfen wird, ist zu fragen, ob sie überhaupt zulässig 
ist; denn die Abwrackaktion ist ja nicht auf die deutsche Schiffahrt beschränkt. Auch 
ausländische Schiffe können unter denselben Bedingungen wie deutsche Schiffe davon 
Gebrauch machen. Sie müssen ja auch Beiträge in den Abwrackfonds zahlen, wenn sie 
im innerdeutschen Verkehr Beförderungsleistungen erbringen. Es heißt hierzu in der 
Begründung zu § 32 a Abs. 1 BSchVG: "Hierbei kann es keinen Unterschied machen, ob 
es sich um deutschen oder ausländischen Schiffsraum handelt. Die Gleichbehandlung der 
ausländischen Fahrzeuge trägt überdies den Normen des EWG-Vertrages Rechnung, der 
eine Inländerbegünstigung ausschließt". Außerdem bleiben deutsche Schiffe, die im inner­
deutschen Verkehr eingesetzt sind, nicht ständig .in diesem Bereich, sondern wechseln 
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hinüber in den grenzüberschreitenden Verkehr. Das muß schon eine etwaige Tendenz, 
auf Grund "erhöhter" Abwrackprämien im Zusammenhang mit verbindlichen Frachten 
Investitionen am Markt vorbei vorzunehmen, schwächen. Es ist deshalb durchaus gerecht­
fertigt, den gesamten Markt ins Auge zu fassen, der zu 4/5 frei von staatlichem Einfluß 

ist. 

5. Zum Schluß behauptet Hamm, daß die Zielsetzung der Abwrackaktion in ungesetz­
licher Weise ausgedehnt würde. Schon die von mir erwähnte Modernisierung der deut­
schen Binnenflotte habe der Gesetzgeber im Zweifel nicht gewollt. Dabei ist es nur eine 
logische Folge, daß durch eine Verschrottung der alten und unwirtschaftlichen Schiffe der 
Modernisierungsgrad der Flotte steigt, ohne daß neue Schiffe in Betrieb genommen zu 
werden brauchen. Der Modernisierungseffekt ist zwangsläufig. 

Dann bezweifelt Hamm, ob die Abwrackung des Überangebotes an Tankschiffsraum in 
der letzten Zeit durch den Wortlaut der §§ 32 a und b BSchVG noch gedeckt ist, ~eil es 
hier nicht mehr um "technisch veralteten Raum, sondern um die Verschrottung durchaus 
noch moderner, aber wegen struktureller Nachfrageveränderungen nicht mehr benötigter 
Tankschiffe" ginge: Im Gesetz wird jedoch kein Unterschied 'hinsichtlich der Ursachen 
gemacht, die zur Unwirtschaftlichkeit führen. In § 32 a heißt es lediglich, daß "Prämien 
an Schiffahrttreibende gezahlt werden, die unwirtschaftliche Schiffe abwracken". Zwar 
wird in der Begründung zu dieser Vorschrift eine Art Definition des Begriffes "unwirt­
schaftlich" vorgenommen, indem gesagt wird, daß "unter unwirtschaftlichem Schiffsraum 
in erster Linie technisch veralteter Raum zu verstehen ist". Hierauf beruft sich Hamm. 
Aber die Worte "in erster Linie" lassen auch andere Möglichkeiten des Unwirtschaftlich­
werdens zu und damit auch den Fall, daß Schiffsraum wegen struktureller Nachfragever­
änderungen nicht mehr wirtschaftlich eingesetzt werden kann. Schließlich war die Über­
kapazität Mitte der 60er Jahre, die der Anlaß für das Ingangsetzen der Abwrackaktion 
war, struktureller Art. Hamm hat ja selbst darauf hingewiesen. 3

) Insofern ist die gegen­
wärtige Situation der Tankschiffahrt nicht grundsätzlich von der damaligen Lage ver­
schieden. Natürlich sollen auch im Falle einer Strukturkrise keine "durchaus noch mo­
dernen" Produktionsmittel vernichtet werden, sondern nur unwirtschaftlich gewordene. 
Deshalb hat der Gesetzgeber ein objektives Kriterium der "Unwirtschaftlichkeit" ge­
schaffen, indem er ein Mindestalter der Schiffe festsetzte, für die Abwrackprämien 
gewährt werden können: 20 Jahre für Güterschiffe, 12 Jahre für Tankschiffe und Schlep­
per. Auch die jetzt abzuwrackenden Tankschiffe müssen das geforderte Mindestalter 
haben. Erfüllen sie diese Bedingung, gelten sie im Sinne des Gesetzes als "unwirtschaft­
lich" und nicht als "durchaus modern", wie Hamm unterstellt. Das Abwracken von Tank­
schiffsraum zur Bekämpfung der "Strukturkrise" der Tankschiffahrt ist damit klar durch 
die §§ 32 a und 32 b BSchVG gedeckt. 

Auch das von Hamm in diesem Zusammenhang genannte Gesetz gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen (GWB) läßt die Bildung von Strukturkrisenkartellen zu, worauf Hamm 
selbst hinweist. Er sieht nur in der Tatsache, daß bishe'r solche Kartelle nicht genehmigt 
worden sind, Bedenken des Bundeskartellamts und glaubt, diese Bedenken auch gegen 
die Abwrackaktion der Binnenschiffahrt geltend machen zu müssen, Aber das Versagen 
von Genehmigungen in anderen Fällen ist ja kein Grund, im Falle der Abwrackaktion 

3) Hamm, w. , Ist der Abwrackfonds für Binnenschiffe noch zeitgemäß? a.a.O., S. 110. 
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ebenso zu verfahren. Maßgebend kann nur das Ergebnis der Prüfung der Umstände sein, 
die ein organisiertes Aussondern von unwirtschaftlichen Produktionsmitteln zweckmäßig 
erscheinen lassen. 

Im übrigen dürfte zwischen einem privatwirtschaftlichen Kartell im Sinne des GWB und 
der vom Staat durchgeführten Abwrackaktion mit Finanzmittelverwaltung durch den 
staatlichen Abwrackfonds ein nicht unerheblicher Unterschied bestehen, so daß eine 
Bezugnahme auf die kritische Einstellung des Bundeskartellamtes gegenüber Struktur­
krisenkartellen schon aus diesem Grunde kaum gerechtfertigt ist. 

Ramm sagt dann weiter, daß es auf keinen Fall mit dem Gesetzeswortlaut übereinstimmen 
dürfte, die Abwrackaktion deshalb fortzusetzen, weil - wie ich schriebe - eine gewisse 
Unsicherheit darüber besteht, "ob sich das Marktverhalten der Unternehmer gewandelt 
hat". Unter diesem Marktverhalten habe ich u. a. die geringe Austrittsmobilität der 
Partikuliere verstanden, von der Ramm selbst sagt, daß dadurch in der Binnenschiffahrt 
Sonderprobleme geschaffen wurden, die besondere Maßnahmen gerechtfertigt erschei­
nen ließen.4

) Wenn Ramm jetzt dieses Motiv als nicht mit dem Gesetzeswortlaut überein­
stimmend ansieht, so liegt hier ein Widerspruch zu seiner eigenen Aussage vor. 

6. Bei einer abschließenden Gesamtbeurteilung gilt es schließlich zu bedenken, daß die 
Abwrackaktion im Rahmen der vom Gesetzgeber zugrundegelegten Voraussetzungen 
und Bedingungen auch als Mittel gedient hat, eine Sanierung der Partikulierschiffahrt 
vorzunehmen und damit in der Bundesrepublik Entwicklungen zu verhindern, wie sie 
derzeit insbesondere in den Niederlanden festzustellen sind. Die Partikulierschiffahrt 
sollte von nicht mehr existenzfähigen Betrieben entlastet werden, um die Position der 
im Markt verbleibenden Partikuliere zu stärken. In den Niederlanden hat man nur in 
relativ geringem Umfang unwirtschaftlichen Schiffsraum verschrottet. Es besteht des­
halb noch immer eine starke Überkapazität. Um die daraus resultierenden Folgen in 
Form von Beschäftigungsmangel und Preisverfall zu verhindern, hat man das dort be­
stehende Börsenbefrachtungssystem mit tour-de-role-Regelung, d. h. die Verteilung der 
angebotenen Ladung auf die in Reihenfolge wartenden Schiffe, verstärkt und auf 
internationale Verkehre ausgedehnt. Zugleich ist dieses System mit verbindlichen Min­
destfrachten gekoppelt. Damit wird in den Niederlanden - und auch in Belgien und 
teilweise in Frankreich sowie im sog. Nord-Süd-Verkehr zwischen diesen Ländern -
jedem Schiff eine Beschäftigung garantiert, gleich ob es sich um gute oder schlechte, 
moderne oder alte Fahrzeuge handelt. Wettbewerb und Auslese der Anbieter durch den 
Markt sind strikt ausgeschlossen. Der Leistungswille wird unterdrückt, die Leistungs­
fähigkeit der Binnenschiffahrt geschwächt. Neuerdings hat eine holländische Partikulier­
gruppe versucht, dieses System auf den grenzüberschreitenden Verkehr von Holland 
nach den westdeutschen Kanälen auszudehnen, bisher freilich ohne Erfolg. Hätte man 
in der Bundesrepublik nicht die kaum mehr existenzfähigen Betriebe durch die Abwrack­
aktion aus dem Angebot entfernt und den gesunden Kern der Partikulierschiffahrt da­
durch gestärkt, hätte die Gefahr bestanden, daß in der Bundesrepublik ebenfalls ein 
solches System gefordert und, um den sozialen Frieden nicht zu gefährden, möglicher­
weise auch zugestanden worden wäre. Ein solches System wäre weit marktfeindlicher 
als die innerdeutsche Marktordnung oder die Abwrackaktion, durch die nur bewirkt 

4) Hamm, w., Ist der Abwrackfonds für Binnenschiffe noch zeitgemäß? a.a.O., S. 110. 
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werden soll, was der Markt von sich aus nicht leistet, "da ein natürlicher A~sleseproze~ 
nicht stattfindet", wie es in der Begründung zu § 32 a Abs. 1 BSchVG heißt. Insoweit 
ist auch eine politische Wertung der Abwrackaktion geboten. 

7. Ich möchte mich auf die vorstehend behandelten wesentlichen Punkte beschränke~, 
obwohl noch zu manchen Einzelheiten etwas zu sagen wäre. :Venn Pr?fessor Hamm mir 
vorwirft, daß mein Versuch, Einwände gegen die AbwrackaktlOn zu wI~erlegen, ."schwer-

. d hl' h Ma"ngel" aufweist dann muß die Frage erlaubt sem, ob seme Argu-wiegen e sac IC e ' . . .._ 
. .. lfrel' und stl' chhaltig ist Seme Vielfach nur deduktiv abgeleiteten Er mentatlon mange . . ' .. . ' . 

kenntnisse werden jedenfalls durch die Realität n1C~t bestatlgt. Wo, m w.elcher W.else 
und in welchem Ausmaß sind durch die AbwrackaktlOn konkrete gesamt~lrtschaftllche 
Nachteile entstanden? Zahlen führt Hamm, von zwei Fällen abgesehen, mcht. an: Doch 
diese Zahlen sind, weil falsch interpretiert, ohne Aussagekraft .. ~a~n man Wirklich ~n­
nehmen, daß die Differenz zwischen der Summe von Abwrackpramlen von .durchschmtt­
lich 11 Mio. DM im Jahr und der Summe von Schrottwerten bzw. Ver.k~ufsprelsen un~€r den 
Abwrackprämien so verfälschend~ ~uswirkungen auf das Investlt1onsver~alten m der 
deutschen Binnenschiffahrt hat, wie dies Ramm glauben zu machen versucht. 

Summary 

My presentation in the 2/82 issue of this journal of the shipbreaking campaign, which goe:- back to 

an amendment to the inland water transport act and has been in operatio~ since 1 ~69, IS sharply 
criticized in this issue by Professor Hamm. He maintains that the "coll~ctlve reductlon of surplus 
tonnage" reduces investment risks and leads to the wasting of ec~nomlc resourc~s .. Howe~er, t~e 
arguments advanced by Hamm in many points do not represent re~hty. Pr~of of thl~ IS furmshed In 

detail, partly by the use of appropriate figures. The results of the s~lp-b~ea~mg campalgn demonstrate 
that the surplus tonnage due to insufficient removal of un~conoml.c s~lppmg space has been reduced 
to a large extent. An overall economic damage caused by thls campalgn IS nowhere to be seen. 

, " Resume 

Dans le numero 2/82 de cette revue, j'avais presente 1'action de demo?tage ~our 1:5 bat:aux fluviau~ 
en cours depuis 1969 qui est re giemen tee par l' etat au moyen d'une 101 et qUi est fman.c~e par la n.avl­

ation fluviale. Dans ce numero-ci, le Professeur Ha,?~ a sev~remen~. attaq~e mon opmlOn. Il eS~lme 
~ue cette "reduction collective de capacite" redUlSalt le nsque, d mvestlss~ment et engendralt ls~ 
dilapidation de ressources economiques et politiques. C:pendant.' 1 argumen~atlOn ,de .Hamm n: corre

l ond pas a la realite en ce qui concerne plusieurs pomts. Ceci est prouve en detall e? partle sur . a 
hase de chiffres exacts. Les resultats de l'action de demontage montrent que la surcapaclte structurelle 
nee a la suite de l'insuffisance de demontage de tonnages non-economiq~es a pu p~ur la plus ~ra~de 
partie etre reduite. Vues sous l'angle de l'economie generale, des consequences nefastes de 1 actIOn 

de demontage n'ont pas ete enregistrees. 


